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Einleitung

§ 1 Ausgangspunkt

Das Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung von Unternehmen 
(ESUG) ist am 1. März 2012 und am 1.  Januar 2013 stufenweise in Kraft 
getreten.1 Es führte in einzelnen Teilbereichen der Insolvenzordnung 
(InsO) zu wesentlichen Änderungen, die das gemeinsame Ziel verfol-
gen, die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Sanierung notleidender 
Unternehmen zu verbessern.2 Das deutsche Insolvenzrecht bot krisenbe-
hafteten Unternehmen vor dem Inkrafttreten des ESUG keine praxistaug-
liche Sanierungsoption.3 Insbesondere die gesetzliche Ausgestaltung des 
Insolvenzplanverfahrens war Gegenstand fortlaufender Kritik, die sich 
primär auf die „Rechtsmittellastigkeit“ des Planverfahrens bezog.4

1 Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung von Unternehmen v. 7.12.2011, 
BGBl. I 2011, S. 2582 ff. 

2 Begründung der Bundesregierung zum Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Er-
leichterung der Sanierung von Unternehmen, Begr. RegE ESUG, BT-Drucks. 
17 / 5712, S. 1.

3 Braun / Heinrich, NZI 2011, 505; Brinkmann, WM 2011, 97; Römermann, GmbHR 
2012, 421 f.; Haas, NZG 2012, 961, 962; Hölzle, NZI 2011, 124, 125; Vallender, NZI 
2010, 838, 841; Landfermann, WM 2012, 821, 822 f.; Madaus, NZI 2011, 622 ff. Als 
erfolgreiche Einzelfälle sind etwa die Insolvenzplanverfahren des Berliner Herlitz-
Konzerns, der Senator Entertainment AG, der Pin-Group und Garant Schuh+Mode 
AG, von Ihr Platz, der Babcock Borsig AG, von Kirch Media sowie der Deutschen 
Nickel AG zu nennen, dazu siehe die Auflistung bei Uhlenbruck, NZI 2008, 201, 204 
m. w. N. 

4 Eidenmüller, in: MünchKomm-InsO, Vorbem. zu §§ 217 bis 269 Rn. 64; Jaffé, ZGR 
2010, 248, 258; Braun / Heinrich, NZI 2011, 505, 510; Landfermann, WM 2012, 821, 
822 m. w. N.; Schelo, DB 2010, 2209, 2211; Uhlenbruck, NZI 2008, 201, 204 m. w. N.; 
Kebekus / Wehler, in: Graf-Schlicker, InsO, § 253 Rn. 2. 
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Im Mittelpunkt der Kritik stand das Beschwerderecht gegen einen gericht-
lichen Planbestätigungsbeschluss. Das Beschwerderecht ermöglichte es 
den Beteiligten, den Eintritt der Wirkungen eines Plans um Monate oder 
gar Jahre zu verzögern,5 wodurch aussichtsreiche Sanierungsvorhaben 
zum Teil ernsthaft gefährdet wurden. Vermehrt ist die Durchführung 
eines Insolvenzplanverfahrens in Folge der beschwerdebedingten Verzö-
gerungsgefahren von vornherein schon nicht in Betracht gezogen wor-
den, da sich bereits im Vorfeld einer Planausarbeitung eine entsprechende 
Obstruktionsbereitschaft von Gläubigern abzeichnete oder das Risiko des 
ungewissen Eintritts von Verfahrensverzögerungen nicht eingegangen 
werden konnte. 

Die beschwerdebedingte Rechtsmittellast des  Insolvenzplanverfahrens 
beruhte auf zwei wesentlichen Gründen. Einerseits verursachte die 
Beschwerdeeinlegung eine zeitliche Verzögerung für den Eintritt der Wir-
kungen eines Plans (vgl. § 254 Abs. 1 Satz 1 InsO a. F.6). Diese traten erst 
mit einem rechtskräftigen Bestätigungsbeschluss ein (§ 248 InsO), der sei-
nerseits eine rechtskräftige Entscheidung über die sofortige Beschwerde 
voraussetzte. 

Als Vorstufe der Verzögerungswirkungen ließ sich die Rechtsmittel-
last darüber hinaus auf die Einlegungsvoraussetzungen der sofortigen 
Beschwerde zurückführen.7 Infolge geringer Zulässigkeitshürden ver-
mochten einzelne Beteiligte die Verzögerung des Planverfahrens durch 
die Einlegung einer sofortigen Beschwerde ohne nennenswerte Anforde-
rungen auszulösen. Das Rechtsmittel mündete dadurch nahezu ungefiltert 
in eine möglicherweise langwierige Begründetheitsprüfung. Im Wortlaut 
des § 253 InsO a. F. hieß es lediglich: 

5 Begr. RegE ESUG, BT-Drucks. 17 / 5712, S.  1; vgl. auch BGH v. 17.9.2014 –  IX ZB 
26 / 14 (Suhrkamp), NZG 2014, 1351, 1353 Rn. 8; Smid / Rattunde / Martini, Der Insol-
venzplan, Rn. 18.36b; Hirte / Knof / Mock, DB 2011, 693; Schelo, DB 2010, 2209, 2210; 
beispielhaft zu nennen sind die Fälle der Konsumgesellschaft Berlin und Umgebung 
e. G. (dazu BGH v. 7.7.2005 – IX ZB 266 / 04, NZI 2005, 619  ff.; Smid, NZI 2005, 
296 ff.) sowie der Senator Entertainment AG (dazu Fritze, DZWIR 2007, 89 ff.); sie-
he auch Braun, NZI 1999, 473, 474. 

6 Seit dem Inkrafttreten des ESUG entspricht § 254 Abs. 1 InsO der früheren Rege-
lung des § 254 Abs. 1 Satz 1 InsO a.F.

7 Siehe auch Madaus, Der Insolvenzplan, 2011, Kap. 5, S. 615 f.
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„Gegen den Beschluß, durch den der Insolvenzplan bestätigt oder die Bestä-
tigung versagt wird, steht den Gläubigern und dem Schuldner die sofortige 
Beschwerde zu.“

Besondere Zulässigkeitsvoraussetzungen sah das Beschwerderecht nicht 
vor. Für die Beschwerdebefugnis eines Gläubigers bedurfte es lediglich 
einer materiellen Beschwer.8 Hierfür reichte es aus, wenn der Plan die 
Rechte des Gläubigers – formal – beeinträchtigte. Die Beschwerdebefug-
nis war somit bereits zu bejahen, sofern der Plan keine vollständige Befrie-
digung der Gläubigerforderung vorsah.9 Als besonders misslich erwies 
sich in diesem Zusammenhang, dass die Beschwerde in Folge der weitrei-
chenden Beschwerdebefugnis zulässig verfolgt werden konnte, ohne dass 
es darauf ankam, ob der Beschwerdeführer im Falle eines rechtskräftigen 
Bestätigungsbeschlusses einen wirtschaftlichen Nachteil gegenüber jedem 
denkbaren alternativen Verwertungsszenario erlitten hätte.10 

Damit beschränkte sich der Prüfungsgegenstand der sofortigen 
Beschwerde faktisch regelmäßig auf eine reine Fehlerüberprüfung des 
insolvenzgerichtlichen Bestätigungsbeschlusses.11 Erschwerend kam 
hinzu, dass sich Gläubiger die „Großzügigkeit“ der gesetzlichen Ausge-
staltung des Beschwerderechts vereinzelt zunutze machten, um einen Plan 
lediglich aus taktischen Motiven – parallel zur Motivlage „räuberischer 
Aktionäre“ – zu bekämpfen. Dabei verfolgten Gläubiger eine sofortige 
Beschwerde lediglich aus finanziellen Bereicherungsmotiven, um sich 
eine Zurücknahme ihrer Beschwerde mit einem Sondervorteil „abkaufen“ 
zu lassen.12

8 BGH v. 7.7.2005 – IX ZB 266 / 04, NZI 2005, 619, 620; LG Berlin v. 20.10.2004 – 86 T 
578 / 04; NZI 2005, 335, 336; Sinz, in: MünchKomm-InsO, § 253 Rn. 22. 

9 BGH v. 7.7.2005 – IX ZB 266 / 04, NZI 2005, 619, 620; LG Berlin v. 20.10.2004 – 86 
T 578 / 04; NZI 2005, 335, 336; Spliedt, in: K. Schmidt, InsO, § 253 Rn. 14; Flessner, in: 
HK-InsO, 6. Aufl. 2011, § 253 Rn. 7; Jungmann, Grundpfandgläubiger und Unter-
nehmensinsolvenz, 2004, Rn. 321.

10 BGH v. 15.7.2010 – IX ZB 65 / 10, NZI 2010, 734, 736 Rn. 23 ff.; BGH v. 3.12.2009 – IX 
ZB 30 / 09, NZI 2010, 101. 

11 Vgl. Heublein, NZI 2005, 381 f. 
12 Begr. RegE ESUG, BT-Drucks. 17 / 5712, S. 35; Sinz, in: MünchKomm-InsO, § 253 

Rn. 6. 
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Im Rahmen des ESUG griff der Gesetzgeber die Rechtsmittelproblematik 
des Insolvenzplanverfahrens auf, indem er die sofortige Beschwerde gegen 
einen gerichtlichen Planbestätigungsbeschluss umfassend reformierte. 
Mit §  253  Abs.  2  InsO wurden in einem ersten Schritt neuartige Zuläs-
sigkeitsvoraussetzungen in das Gesetz aufgenommen, die eine erhebliche 
Begrenzung der Beschwerdebefugnis zur Folge haben.13 Um beschwerde-
befugt zu sein, muss der Beschwerdeführer nunmehr zunächst formell 
beschwert sein (§  253  Abs.  2  Nr.  1,  2  InsO). Insoweit muss dieser seine 
verfahrensmäßigen Möglichkeiten ausgeschöpft haben, um den Plan zu 
verhindern.14 Seit dem Inkrafttreten des ESUG hängt die Beschwerdebe-
fugnis damit von der Vornahme bestimmter verfahrensmäßiger Maßnah-
men ab, wodurch in erster Linie eine Optimierung der Planbarkeit des 
Verfahrensverlaufs erreicht werden soll.15 Gemäß § 253 Abs. 2 Nr. 3 InsO 
wurden darüber hinaus die Anforderungen an die materielle Beschwer 
erheblich verschärft. Der Beschwerdeführer muss glaubhaft machen, 
dass er im Vergleich zu einer hypothetischen Verwertung nach den Vor-
schriften des Regelinsolvenzverfahrens wesentlich schlechtergestellt wird 
und dass dieser Nachteil nicht durch eine Zahlung aus finanziellen Mit-
teln kompensiert werden kann, die der Plan eigens dafür vorsehen kann 
(vgl. § 251 Abs. 3 InsO).16 

In Ergänzung zu den neuartigen Zulässigkeitsvoraussetzungen sieht das 
Gesetz in § 253 Abs. 4 InsO erstmals in der Geschichte des deutschen Insol-
venzrechts schließlich die Möglichkeit vor, eine sofortige Beschwerde unter 
bestimmten Voraussetzungen unverzüglich zurückzuweisen. Die zeitliche 
Verzögerung für den Eintritt der Wirkungen eines Plans (vgl. § 254 Abs. 1 
InsO) kann dadurch zugunsten einer frühzeitigen Durchsetzung der im 
Plan vorgesehenen Sanierungsmaßnahmen beendet werden. 

Der Gesetzgeber erhofft sich von den neuartigen Zulässigkeitsvoraus-
setzungen sowie von dem Zurückweisungsinstrument eine moderate 

13 Die sofortige Beschwerde gemäß § 253 InsO findet gem. Art. 103g Satz 1 EGInsO 
Anwendung in Insolvenzverfahren, die aufgrund von Insolvenzanträgen eröffnet 
worden sind, die ab dem 1.3.2012 gestellt worden sind, Sinz, in: MünchKomm-InsO, 
§ 253 Rn. 5. 

14 Begr. RegE ESUG, BT-Drucks. 17 / 5712, S. 35. 
15 Begr. RegE ESUG, BT-Drucks. 17 / 5712, S. 35. 
16 Begr. RegE ESUG, BT-Drucks. 17 / 5712, S. 35. 
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Beschränkung der Rechtsschutzmöglichkeiten,17 indem beschwerdebe-
dingte Verfahrensverzögerungen eingedämmt und zügige Plandurchset-
zungen im Interesse aussichtsreicher Sanierungen gefördert werden.

§ 2 Problemstellung und Ziel der Untersuchung 

Die vorliegende Arbeit verfolgt zwei Zielrichtungen. Soweit im themati-
schen Ausgangspunkt bereits die umgesetzten Reformmaßnahmen inner-
halb des § 253 InsO angeklungen sind, widmet sich die Untersuchung in 
einem ersten Schritt einer ausführlichen Darstellung der Zulässigkeitsvo-
raussetzungen (§ 253 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 InsO) sowie des neuartigen Zurück-
weisungsverfahrens (§ 253 Abs. 4 InsO). 

In Bezug auf die Voraussetzungen des § 253 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 InsO behandelt 
die Arbeit zunächst die Thematik des personellen Anwendungsbereichs. 
Ein Schwerpunkt liegt in diesem Zusammenhang auf der Fragestellung, 
ob die Voraussetzungen des § 253 Abs. 2 InsO trotz grundsätzlich eröff-
neten personellen Anwendungsbereichs in jeder Beschwerdekonstellation 
ausnahmslos zur Zulässigkeitshürde erhoben werden können. Damit deu-
tet sich an dieser Stelle bereits an, dass die Ermittlung des Anwendungs-
bereichs eine Unterscheidung zwischen verschiedenen Beschwerdekon-
stellationen erfordert. Das Differenzierungsbedürfnis beruht darauf, dass 
im Rahmen des ESUG eine enge systematische Verknüpfung des Rechts-
mittels der sofortigen Beschwerde mit Elementen des Insolvenzplanver-
fahrens erfolgt ist. Dabei gilt es im Rahmen der Frage des Anwendungsbe-
reichs sowohl nach der Beteiligtenstellung des Beschwerdeführers als auch 
zwischen verschiedenen Abstimmungskonstellationen zu unterscheiden, 
aus denen die denkbaren Beschwerdekonstellationen hervorgehen.18 

Ein erheblicher praktischer Klärungsbedarf entsprechender Fragestellun-
gen ergibt sich insbesondere vor dem Hintergrund der jüngst zu beob-
achtenden Kontroversen in der Rechtsprechung. Diese zeigten sich in 
Bezug auf die Voraussetzungen des § 253 Abs. 2 InsO zuletzt eindrucksvoll 

17 Begr. RegE ESUG, BT-Drucks. 17 / 5712, S. 35. 
18 Dazu ausführlich § 12, II.


